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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

1. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung die Tendenz des 

Dr. Kraske in Nordrhein-Westfalen mit staatlicher Förde- 

(CDU/CSU) rung eingesetzten Filmes „Entscheidung mit 

18 iJ , in dem die Bundeswehr in unmittelbaren 
Zusammenhang mit der Militärpolitik des Na- 
tionalsozialismus gebracht wird? 

2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf die nord- 

Dr. Kraske rhein-westfälische Landesregierung dahin ge- 

(CDU/CSU) hend einzuwirken, daß der Film „Entscheidung 

mit 18" zurückgezogen und vor seiner weiteren 
Verwendung mindestens um eine objektive 
Darstellung der beunruhigenden Rüstungsan- 
strengungen der Warschauer-Pakt-Staaten, auf 
die Bundesminister Leber mehrfach ausdrück- 
lich hingewiesen hat, erweitert wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

3. Abgeordneter Welche auswertbaren Erkenntnisse liegen der 

Dr. Schneider Bundesregierung inzwischen über die Erhe- 
(CDU/CSU) bung von Ausgleichsbeträgen nach dem Städte- 

bauförderungsgesetz vor, und welche beson- 
deren Schwierigkeiten standen der Erhebung 
dieser Ausgleichsbeträge bisher entgegen? 

4 . Abgeordneter Bis wann sieht sich die Bundesregierung in 

Dr. Schneider der Lage, das vom Bundesminister für Raum- 

(CDU/CSU) Ordnung, Bauwesen und Städtebau für diese 

Legislaturperiode in Aussicht gestellte Gesamt- 
konzept für den sozialen Wohnungsbau zu ent- 
wickeln, und welche besonderen Ziele werden 
im einzelnen in diesem Gesamtkonzept fest- 
gelegt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 

5. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit und in der 

Hoffie Lage, auf eine Zusammenarbeit der Firmen 

(FDP) ERNO und MBB bei der Abwicklung des 

Spacelab-Auftrages der ESRO hinzuwirken, 
nachdem zwei annähernd gleichwertige Ange- 
bote dieser Raumfahrtunternehmen in der 
Bundesrepublik Deutschland Vorlagen und 
ERNO den Zuschlag erhielt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


6. Abgeordneter Wie ist der Stand der Entwicklung im Rahmen 
Immer der Bereitstellung von Ausbildungsplätzen 

(SPD) insbesondere in wirtschaftsschwachen Räumen? 


7. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


Inwieweit ist die Bundesregierung in der 
Lage und bereit, Betriebe, die im Rahmen der 
regionalen Förderungsprogramme oder aus 
Mitteln des ERP-Sondervermögens gefördert 
wurden, zu veranlassen, Ausbildungsplätze zur 
Verfügung zu stellen? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


8. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die be- 
kanntgewordene Feststellung in der Führungs- 
orientierung des Bundesnachrichtendienstes 
(BND), wonach der Chef des Ministeriums für 
Staatssicherheit der „DDR", Generaloberst 
Mielke, von den Sowjets für besondere Infor- 
mationen aus dem Bereich der Bundesrepublik 
Deutschland den Leninorden erhielt? 


9. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung im Zu- 
sammenhang mit dem Fall Guillaume die Fest- 
stellung des BND, daß insbesondere auch zur 
Vorbereitung des Breschnew-Besuchs in der 
Bundesrepublik Deutschland Geheiminforma- 
tionen über das Ministerium für Staatssicher- 
heit der „DDR" an das sowjetische KGB ge- 
gangen sind? 


10. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach Bundes- 
kanzler Schmidt den Präsidenten der Deutschen 
Bundesbank angeregt habe, bei einem Preis 
von 2 Francs für 1 DM französische Francs 
aufzukaufen, und wie hat — gegebenen- 
falls — der Bundesbankpräsident hierauf rea- 
giert? 


11. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach Bundes- 
kanzler Schmidt von einer „rundweg anorma- 
len Inflationsempfindlichkeit" der Deutschen 
gesprochen hat, und wenn nicht, welches war 
der genaue Wortlaut, und welche Maßnahmen 
wurden unternommen, um eine eventuell fal- 
sche Übersetzung oder Falschmeldung richtig 
zu stellen? 
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12. Abgeordneter 
Nordlohne 
(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 
Nordlohne 
(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich 


15. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu r daß Bundeskanzler Helmut Schmidt 
in seinem jüngsten „Sterns-Interview auf die 
Frage des verantwortlichen Journalisten be- 
züglich seiner Antwort an die CDU-Abgeord- 
nete Frau Berger in der Fragestunde des 
Deutschen Bundestags am 6. Juni 1974, als es 
um die Beantwortung von Fragen zum Fall 
Guillaume durch die Parlamentarische Staats- 
sekretärin Frau Schlei ging, folgendes erklärt 
hat: „Wenn Sie sich empören, dann gehen Sie 
doch mal zu Ihren eigenen Kollegen und sagen 
denen, die sollen ihre dreckigen Fragen ein- 
stellen. "? 


Wenn ja, ist der Bundeskanzler bereit zu er- 
klären, welche Fragen er hiermit gemeint hat 
und diesen Vorwurf gegenüber Mitgliedern 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion zurückzu- 
nehmen? 


Welche Aufgaben nimmt nach dem Wechsel 
im Kanzleramt das „Büro Harprecht" wahr, 
und ist für dieses „Büro" weiterhin eine 
Jahresdotation von 180 000 DM vorgesehen? 


des Bundesministers des Auswärtigen 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
führungen des sowjetischen Botschafters in 
Ost-Berlin, Jefremow, gegenüber dem „Neuen 
Deutschland" vom 10. Juni 1974 zum Grund- 
vertrag, und hält sie die Stellungnahme des 
Regierungssprechers darauf für eine zureichen- 
de Reaktion? 


Ist die Bundesregierung bereit, nunmehr der 
Sowjetunion und auch der DDR förmlich mit- 
zuteilen, daß der Grundvertrag ausschließlich 
in der Interpretation des Bundesverfassungs- 
gerichtsurteils vom Juli 1973 für die Bundes- 
republik Deutschland verbindlich ist? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Versuch der systematischen Abwertung 
des obersten deutschen Gerichts durch die 
Sowjetunion und die DDR nicht nur eine 
gravierende Einmischung in die inneren An- 
gelegenheiten der Bundesrepublik Deutschland 
darstellt, sondern darüberhinaus echte Bemü- 
hungen um Entspannung erheblich beeinträch- 
tigt? 
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18. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 

Straßmeir 


(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 
Straßmeir 
(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


22. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 
Dr. Kliesing 
(CDU/CSU) 


Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
im besonderen den Äußerungen Jefremows 
bei, in denen die Sowjetunion vor angeblichem 
Mißbrauch der Transitwege und angeblicher 
rechtswidriger Ausdehnung der Bundesgesetze 
auf Berlin warnt, und sieht die Bundesregie- 
rung in diesen Äußerungen Absichten der 
Sowjetunion, das Viermächteabkommen zu 
Lasten Berlins weiter einzuschränken? 

Ist die Bundesregierung bereit, aus Anlaß des 
Jefremow-Interviews die Sowjetunion nach- 
drücklich darauf hinzuweisen, daß „strikte Ein- 
haltung und volle Anwendung" des Viermäch- 
teabkommens nicht darin bestehen kann, daß 
sich die Sowjetunion durch einseitige Inter- 
pretationen ihren Verpflichtungen aus dem 
Abkommen entzieht? 

Ist die Bundesregierung insbesondere bereit, 
der Sowjetunion zu verdeutlichen, daß im 
Viermächteabkommen nicht nur die Bedingung 
enthalten ist, wonach Berlin weiterhin kein 
konstitutiver Bestandteil der Bundesrepublik 
Deutschland ist, sondern auch und gerade jene 
Bestimmung von der weiteren Entwicklung 
der Bindungen Berlins an den Bund? 

Worauf ist es zurückzuführen, daß unser Bot- 
schafter in Moskau, Dr. Ulrich Sahm, entgegen 
der vorherigen Vereinbarung seine Ansprache 
im sowjetischen Fernsehen aus Anlaß des 
25. Jahrestags des Inkrafttretens des Grund- 
gesetzes der Bundesrepublik Deutschland nicht 
halten durfte, und was hat die Bundesregie- 
rung in der Sache anschließend unternommen? 

Wie ist die Verhinderung der Ansprache von 
Botschafter Sahm — auch angesichts der vom 
sowjetischen Botschafter in Bonn, Valentin M. 
Falin, immer wieder geübten Praxis der Ab- 
gabe von Erklärungen und Interviews im 
deutschen Fernsehen und Rundfunk — mit dem 
Grundsatz der Gegenseitigkeit in den zwi- 
schenstaatlichen Beziehungen zu vereinbaren, 
und wie gedenkt die Bundesregierung, diese 
Frage bei der Gestaltung unserer Beziehungen 
zur Sowjetunion — aber auch im Falle der 
Ständigen Vertreter der beiden Teile Deutsch- 
lands in Ost-Berlin und Bonn — künftig zu 
handhaben? 

Was unternimmt die Bundesregierung dage- 
gen, daß die Konsularabteilung der polnischen 
Botschaft in Köln-Marienburg seit einiger Zeit 
vor der Visaerteilung an Deutsche, die vor 
1945 in den Ostgebieten des Deutschen Reiches 
geboren sind, nicht nur die polnische Bezeich- 
nung des Heimatorts, sondern auch bei der 
Frage nach der des Geburtslandes die Angabe 
„Polen“ verlangt? 
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24. Abgeordneter 

Dr. Kliesing 
(CDU/CSU) 


25. Abgeordneter 

Dr. Hupka 
{CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 
Gerl ach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung diese polnische For- 
derung für vereinbar mit Geist und Buchstaben 
des Warschauer Vertrags und die Hinnahme 
dieser Forderung für vereinbar mit dem Bun- 
desverfassungsgerichtsurteil von 31. Juli 1973? 

Woher nimmt die Bundesregierung die Über- 
zeugung, wie sie in einer Veröffentlichung des 
Presse- und Informationsamtes zum 25jährigen 
Bestehen des Grundgesetzes behauptet, daß 
durch die Ostverträge „für zahlreiche Deut- 
sche die Aussicht verbessert wurde, endlich 
aussiedeln zu können", wenn die Zahl der 
Aussiedler aus den Gebieten jenseits von 
Oder und Neiße und aus der Tschechoslowakei 
seit Jahren rückläufig ist und die Aussied- 
lungswilligen von den Behörden der Volksre- 
publik Polen unmenschlichen Schikanen ausge- 
setzt werden? 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 7. Juni 1974 zu, die Sowjets 
hätten durch Eingriffe in den Beitrag aus der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich des 
Landes Berlin zur internationalen Ausstellung 
„Gesundheitswesen — 74" in Moskau den Ein- 
druck zu erwecken versucht, West-Berlin sei 
ein selbständiges Teilnehmerland, und hätten 
durchgesetzt, daß Druckvermerke „Printed in 
Germany" durch handschriftliche Hinweise 
ergänzt und Laborgeräte mit der Aufschrift 
„Jena Glas" durch solche ohne Aufdruck er- 
setzt werden mußten, und was hat die Bun- 
desregierung — bejahendenfalls — zum Schutz 
der deutschen Aussteller vor diesen Schikanen 
und zur Wahrung des deutschen Rechtsstand- 
punktes betreffend die Bindungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Land Berlin sowie die rechtliche Fortexistenz 
des Deutschen Reiches (Deutschland als Gan- 
zes) unternommen? 

Gilt die Feststellung von Bundesminister Gen- 
scher vom 12. Dezember 1973 auch für die 
derzeitige Bundesregierung, wonach die Aus- 
sage des Bundesverfassungsgerichts zur Bin- 
dungswirkung aller Teile des Urteils vom 
31. Juli 1973 „selbstverständlich Verbindlich- 
keit für die Bundesregierung hat" und „eine 
Unterscheidung zwischen Teilen, an die sich 
die Bundesregierung gebunden fühlt, und sol- 
che, an die sie sich nicht gebunden fühlt, gar 
nicht zuläßt", oder ist’ sie mit der Parlamenta- 
rischen Staatssekretärin im Bundeskanzleramt 
Schlei der Auffassung, die Meinung über die 
Verbindlichkeit aller Teile der Urteilsbegrün- 
dung sei „unrichtig" (Protokoll der 105. Sit- 
zung S. 7102), oder hält sie mit Staatssekretär 
Moersch die Verbindlichkeit aller Teile und 
die in B VI 3 festgestellte völkerrechtliche 
Wirkung des Urteils für fragwürdig (Protokoll 
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der 69. Sitzung S. 4159/60), bzw. bezweifelt sie 
die volle Bindungswirkung der Schlußteile des 
Urteils (Bundesminister der Justiz 13. Dezem- 
ber 1973) und der Feststellungen des Urteils 
zu Artikel 23 GG (Staatssekretär beim Bun- 
desministerium für Arbeit und Sozialordnung 
12. Juni 1974)? 


28. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung im Sinne der Wah- 
rung und Verteidigung des Grundgesetzes 
(vgl. Regierungserklärung) und weil die letzt- 
verbindliche Durchsetzung der Verfassungs- 
ordnung dem Bundesverfassungsgericht ob- 
liegt (Urteil vom 31. Juli 1973 B II 2 Abs. 2), 
eine übereinstimmende Meinung aller Ressorts 
dahin gehend herbeiführen, daß alle Teile des 
Bundesverfassungsgerichtsurteils vom 31. Juli 
1973 gemäß Urteilstenor, gemäß § 31 Abs. 1 
des Gesetzes über das Bundesverfassungsge- 
richt und gemäß B VI 2 Abs. 2 des Urteils für 
alle Verfassungsorgane, also auch für amtliche 
Äußerungen von Staatssekretären und Mini- 
stern verbindlich sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


29. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Wie lange wird nach zwei für ihn günstigen 
Gerichtsentscheidungen das Personalratsmit- 
glied des Statistischen Bundesamts, das den 
Fragenkomplex Amtskantine durch die ihm 
übertragene Prüfung ins Rollen gebracht hat, 
außer Dienst bleiben? 


30. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, erforderlichen- 
falls über eine Gesetzesänderung, dafür zu 
sorgen, daß auch Ehegatten deutscher Staats- 
bürger, die beruflich nur oder aber in großem 
Umfang außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland tätig sind, zur Vermeidung 
menschlich schwer vertretbarer Probleme bei 
der Einbürgerung eine besondere Behandlung 
erfahren, und was gedenkt die Bundesregie- 
rung zu tun, um das bei öffentlichen Bedien- 
steten mögliche Entgegenkommen auch auf 
andere Personenkreise auszuweiten? 


31. Abgeordneter 
Dr. Böhme 
(Freiburg) 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, den An- 
wendungsbereich des Gesetzes zum Schutz 
gegen Fluglärm auch auf regionale Luftlande- 
plätze, auf denen nur Flugzeuge mit Kolben- 
motoren starten und landen können, auszu- 
dehnen, und welche Erfahrungswerte über die 
Lärmbelästigung in der Umgebung von regio- 
nalen Luftlandeplätzen liegen vor? 
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32. Abgeordneter 
Dr. Böhme 
(Freiburg) 
(SPD) 


33. Abgeordneter 
Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Dr. Miltner 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Dr. Miltner 


(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, auf der 
Grundlage des Luftverkehrsgesetzes durch 
Rechtsverordnung einheitliche Regeln für zeit- 
liche Betriebsbeschränkungen des Sport- und 
Übungsflugverkehrs an regionalen Luftlande- 
plätzen einzuführen, wobei besonders die Be- 
lange der in der Umgebung des Flugplatzes 
liegenden Ortschaften, Siedlungs- und Nah- 
erholungsgebiete berücksichtigt werden? 

Teilt die Bundesregierung die Befürchtungen 
des Regierenden Bürgermeisters von Berlin, 
Klaus Schütz, daß mit „weiteren Verzögerun- 
gen, aus welchen Gründen auch immer", bei 
der Einrichtung und gesetzlichen Fixierung des 
Bundesamts für Umweltschutz (Bundesumwelt- 
amt) in Berlin gerechnet werden müsse? 

Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung 
zu, daß die DKP bei der letzten Bürgerschafts- 
wahl in Hamburg 10% der männlichen Wähler 
bis zu 25 Jahren gewinnen und daß DKP 
und SDAJ ihre Mitgliederzahl 1973 um je 
rd. 10% steigern konnten? 

Wann wird der Bundesinnenminister den ihm 
schon vor Monaten vom Bundesamt für Ver- 
fassungsschutz im Entwurf vorgelegten Ver- 
fassungsschutzbericht 1973 mit Erkenntnissen 
über die Entwicklung des politischen Radika- 
lismus von rechts und links, z. B. die Tatsache, 
daß in den Gewerkschaften neben anderen 
Linksradikalen allein über 30 000 DKP-Ange- 
hörige als Mitglieder oder Funktionäre tätig 
sind, über die Spionageabwehr und über die 
Tätigkeit politisch radikaler Ausländer dem 
Bundestag und der Öffentlichkeit vorlegen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


36. Abgeordneter Hält die Bundesregierung eine gesetzliche 
Schmidhuber Regelung des Reiseveranstaltervertrags neben 
(CDU/CSU) einer Neuregelung des Rechts der allgemeinen 

Geschäftsbedingungen für erforderlich? 


37. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, in dieser 
Schmidhuber Legislaturperiode den Entwurf eines Gesetzes 

(CDU/CSU) über den Reiseveranstaltervertrag vorzulegen? 


38. Abgeordneter 
Dr. Schöfberger 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Beschlüsse 
bayerischer Kreistage (z. B. Cham und Deg- 
gendorf), wonach in den Kreiskrankenhäusern 
nach dem Inkrafttreten des 5. Strafrechtsände- 
rungsgesetzes — ungeachtet der Gewissens- 
freiheit der Ärzte und des Pflegepersonals — 
keine Schwangerschaftsunterbrechungen vor- 
genommen werden dürfen? 
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39. Abgeordneter Sind der Bundesregierung in jüngster Zeit 
Dr. Schöfberger Fälle bekannt geworden, in denen Untersu- 
(SPD) chungs- und Strafgefangene mit Psychophar- 

maka, Zwangsnarkose, zwangsweiser Unter- 
suchung der Geschlechtsorgane und Schlafent- 
zug behandelt wurden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


40. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 
(CDU/CSU) 


Weshalb werden die Ausbeuteergebnisse von 
Probeabtrieben, die auf Antrag des Abfin- 
dungsbrenners unter Überwachung des Zoll- 
aufsichtsdienstes ermittelt werden (sogenannte 
Probebrände), nicht in gleicher Weise wie die 
Abtriebsergebnisse, die bei amtlich veran- 
laßten sogenannten Kontrollbränden von dem 
gleichen Aufsichtsdienst festgestellt werden, 
bei der Berechnung der Bezirksausbeutesätze, 
wie sie nach § 125 der Brennereiordnung von 
dem zuständigen Hauptzollamt anzuordnen 
sind, mitberücksichtigt? 


41. Abgeordneter 

Gerster 

(Mainz) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die von Experten 
vertretene Auffassung, daß die Einführung der 
40-Stunden- Woche im öffentlichen Dienst ab 
1. Oktober 1974 eine Personalvermehrung um 
100 000 Stellen und damit eine Personalkosten- 
mehrbelastung von mindestens 3,5 Millarden 
DM pro Jahr verursachen wird? 


42. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


44. Abgeordneter 
Seiters 


(CDU/CSU) 


In welchem Umfang kann durch Rationalisie- 
rungsmaßnahmen ohne Leistungsabbau die 
Dienstzeitverkürzung abgefangen werden, und 
welche Maßnahmen sind bereits eingeleitet? 


Hält die Bundesregierung die von verschiede- 
nen großen Banken und Sparkassen angekün- 
digten Erhöhungen der Gebühren für Lohn- 
und Gehaltskonten angesichts der den Geld- 
instituten aus hochverzinsten Dispositionskre- 
diten und dem Bodensatz zufließenden Ge- 
winne für gerechtfertigt, und welche Möglich- 
keiten sieht sie, die Kostenkalkulationen der 
Geldinstitute zu überprüfen? 


Was hat die Bundesregierung bisher unter- 
nommen oder was gedenkt sie zu tun, um 
Landwirte an der deutsch-niederländischen 
Grenze, die landwirtschaftliche Nutzflächen 
zu Eigentum in den Niederlanden haben 
(Traktatländereien) bei der Bemessung der 
Einkommensteuer vor einer ungerechtfertigten 
Doppelbesteuerung, die sich vor allem aus 
der Berechnung des Gewinnzuschlags für über- 
normale Tierhaltung ergibt, zu schützen? 
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45. Abgeordneter 
Seiters 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß es ungerecht ist, daß Landwirte an der 
deutsch-niederländischen Grenze für in den 
Niederlanden belegene landwirtschaftliche 
Nutzflächen in den Niederlanden volle Ein- 
kommensteuer entrichten müssen und daß die 
aus der Tierhaltung dieser Flächen entstande- 
nen Einkünfte in der Bundesrepublik Deutsch- 
land teilweise nochmals besteuert werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


46. Abgeordneter 
Dr. Frerichs 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine dem 1973 
novellierten Kartellgesetz voll gerecht wer- 
dende Neufassung der Kooperationsfibel für 
kleine und mittlere Unternehmen vorzuneh- 
men und zusätzlich kurzfristig ein leicht ver- 
ständliches Merkblatt für die Anwendung des 
§ 5 b GWB (Kooperationserleichterungen) her- 
auszugeben? 


47. Abgeordneter 
Dr. Frerichs 
(CDU/CSU) 


Wann ist mit der angekündigten Regierungs- 
vorlage zur Neuordnung des Arzneimittel- 
markts aus preis- und wettbewerbspolitischer 
Sicht, für die der Bundeswirtschaftsminister 
federführend ist, zu rechnen? 


48. Abgeordneter 
Schreiber 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß Ur- 
lauber von den Reisegesellschaften ausrei- 
chend über die Möglichkeiten und Bedingun- 
gen der ärztlichen und Krankenhausversor- 
gung in Urlaubsgebieten unterrichtet sind? 


49. Abgeordneter 
Schreiber 
(SPD) 


Wenn nicht, welche Maßnahmen gedenkt die 
Bundesregierung zu unternehmen, um die 
Reisegesellschaften zu verpflichten, ihre Kun- 
den eingehend über die Möglichkeiten und Be- 
dingungen der ärztlichen und Krankenhaus- 
versorgung in Urlaubsorten zu unterrichten? 


50. Abgeordneter 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 


Liegt nach Auffassung der Bundesregierung 
eine Mondpreisempfehlung vor, wenn der 
empfohlene Preis eines Produkts im Einzel- 
handel um 20°/o unterschritten werden kann? 


51. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die An- 
kündigung der Aral AG, in Gemeinschaft mit 
anderen Gesellschaften wegen erwarteter Ver- 
sorgungsengpässe bei Benzin in der Ferienzeit 
den Preis pro Liter um 2 Pfennig heraufzu- 
setzen? 
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52. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß 

Schröder Ostfriesland als eine Region, die eklatante 

(Wilhelminenhof) Strukturschwächen aufweist, in die 25%-Son- 
(CDU/CSU) derförderung für besonders strukturschwache 

Gebiete in der EG einbezogen werden sollte, 
und ist die Bundesregierung bereit, die dazu 
notwendigen Verhandlungen mit den zustän- 
digen Organen der EG aufzunehmen? 

53. Abgeordneter Wie kann verhindert werden, das Genehmi- 

Pfeffermann gungsverfahren für großtechnische Anlagen 

(CDU/CSU) durch unqualifizierte Einsprüche ohne Risiko 

für den Einsprechenden auf absehbare Zeit 
aufgehalten werden und damit eine Blockie- 
rung der wirtschaftlichen Entwicklung erfolgt? 

54. Abgeordneter Wie kann verhindert werden, daß das im Ge- 

Pfeffermann nehmigungsverfahren offenbarte umfangreiche 

(CDU/CSU) technische Wissen Unbefugten zugänglich 

wird? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Äuße- 
rung des Vorstandsvorsitzenden der Aral AG, 
an der der Bund beteiligt ist, „die Tankstellen- 
preise müssen rauf" angesichts der vorausge- 
gangenen Aktivitäten des Bundeskartellamts? 

Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
die Richtlinien für ERP-Darlehen zur Verbes- 
serung des Wohn- und Freizeitwertes in Ge- 
meinden für 1975 dahin gehend geändert wer- 
den, daß anstelle der bisherigen Bindung an 
die Schwerpunktorte das Verzeichnis der zen- 
tralen Orte in den Gebieten der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" zugrunde gelegt wird? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

57. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Gründe angeben, 

Dr. Ritz die dazu führen, daß Walzmagermilchpulver 

(CDU/CSU) bei der Gestaltung der Intervention wesentlich 

schlechter gestellt ist als Sprühmagermilch- 
pulver, und was unternimmt sie gegen diese 
offensichtliche Benachteiligung von Molke- 
reien, die Walzmagermilchpulver herstellen? 

58. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei 

Dr. Ritz einer Anzahl von marktfernen Molkereien, die 

(CDU/CSU) Walzmagermilchpulver herstellen, der ab 

1. April 1974 gültige Interventionspreis bei 
weitem nicht erreicht werden kann und daß 
dadurch der Milchauszahlungspreis für die 
Bauern nicht gehalten werden kann, und was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun, um der 
Landwirtschaft bei der ohnehin angespannten 
Preis/Kostensituation hier zu helfen? 
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59. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


60. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


61. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


62. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


63. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


64. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 


(SPD) 


Auf welche Ursachen führt der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
seine Bemerkung zurück, daß die Situation der 
deutschen Landwirtschaft innerhalb der EG im 
Laufe der letzten Jahre besser geworden sei? 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Tatsache, daß die Selbständigen 
in der Land- und Forstwirtschaft die längste 
Arbeitszeit, nämlich 63,4 Stunden im Wochen- 
du'rchschnitt, absolvieren müssen? 

Auf welche Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung, die Mitteilung des Bundesernährungs- 
ministeriums im Agrarbericht 1975 auszuwer- 
ten, nach der die Landwirte eine Arbeitszeit 
von 63,4 Stunden pro Woche ableisten? 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu Mel- 
dungen des Nachrichtenmagazins „Der Spie- 
gel“, nach denen Bundeskanzler Schmidt De- 
monstrationen von Bauern an Deutschlands 
Grenzen verhindern will, in dem er dafür sorgt, 
daß das nicht passiert, und wie verträgt sich 
diese Äußerung mit Artikel 8 des Grundgeset- 
zes für die Bundesrepublik Deutschland? 

Trifft es zu, daß die deutschen Quellmehlher- 
steller durch das Verhalten der Vertreter der 
Bundesregierung in Brüssel gegenüber den 
Stärkeherstellern benachteiligt sind bzw. wer- 
den sollen, und daß das Marktgeschehen bei 
Maisstärke und Maisquellmehl von nur weni- 
gen Herstellergruppen beherrscht wird, und 
zwar sowohl im Bundesgebiet wie auch im 
übrigen EG-Gebiet? 

Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
es bei den stark gestiegenen Preisen für Ben- 
zin nicht gerechtfertigt ist, auch für Mähdre- 
scher mit Benzinmotor, die sich vorwiegend in 
der Hand von kleinen und mittleren land- 
wirtschaftlichen Betrieben befinden, eine Bei- 
hilfe ähnlich der Dieselölbeihilfe zu leisten? 

Wie beurteilt die Bundesregierung Grund- 
stückssperrkäufe durch Naturschutzorganisa- 
tionen hinsichtlich der Gemeinnützigkeit die- 
ser Verbände? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


66. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Wie weit sind die Vorbereitungen im Gesetz- 
gebungsverfahren zur Änderung des Gesetzes 
über die unentgeltliche Beförderung Schwer- 
behinderter im Nahverkehr gediehen, die in 
der Fragestunde des Deutschen Bundestags 
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(Drucksache 7/1182) mit der Zielsetzung, jeden 
genehmigten Linienverkehr mit Kraftfahrzeu- 
gen, auch den in ländlichen Gebieten, ohne 
Einschränkungen einzubeziehen, angekündigt 
wurden, und bis wann können die Behinderten 
in ländlichen Räumen mit der zugesagten Hilfe 
rechnen? 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung im 
Landtagswahlkampf in Niedersachsen 50 000 
Informationsbroschüren über die „Mitbestim- 
mungsbeschlüsse der Koalition vom 19. Ja- 
nuar" verteilen ließ, obwohl diese bereits auf 
Grund erneuter Mitbestimmungsverhandlun- 
gen zwischen SPD und FDP von Februar 1974 
inhaltlich überholt waren, und wenn ja, hält 
die Bundesregierung dieses Handeln gegebe- 
nenfalls mit den Grundsätzen einer „aufklä- 
renden" Öffentlichkeitsarbeit vereinbar? 


68. Abgeordneter Trifft es zu, daß Landwirte, die sich einen 
Horstmeier Rentenanspruch erworben haben, mit dem Tag 

(CDU/CSU) der Antragstellung auf Bewilligung der Rente 

bei der jeweiligen Krankenkasse des zustän- 
digen Rentenversicherungsträgers bis zur Be- 
willigung der Rente krankenversicherungs- 
und beitragspflichtig werden, obwohl sie vol- 
len Versicherungsschutz in der landwirtschaft- 
lichen Krankenkasse genießen, also für den 
Bewilligungszeitraum in zwei Pflichtkranken- 
kassen gleichzeitig Mitglied sein müssen? 


69. Abgeordneter Hat die Bundesregierung nach wie vor die 

Horstmeier Absicht, das Krankenversicherungsgesetz für 

(CDU/CSU) Landwirte bis zum 1. Januar 1975 zu novellie- 

ren? 


70. Abgeordneter In welchem Umfang wurde in den Jahren 1972 
Rollmann und 1973 gegen das Jugendarbeitsschutzgesetz 

(CDU/CSU) (insbesondere gegen das Verbot der Kinder- 

arbeit) verstoßen, wie wurden diese Verstöße 
geahndet, und in welchem Umfang wurden die 
Betriebe auf die Einhaltung des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes überprüft? 


Hat die Bundesregierung einen Überblick über 
die Persönlichkeitstests, die von Firmen in der 
Bundesrepublik Deutschland bei der Einstel- 
lung von Arbeitskräften angewandt werden, 
und wie beurteilt sie diese? 


72. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, gesetz- 

Vahlberg geberische Maßnahmen zum Schutz der Pri- 

(SPD) vatsphäre vor Psychotests einzuleiten? 


71. Abgeordneter 
Vahlberg 
(SPD) 


67. Abgeordneter 
Pieroth 
(CDU/CSU) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


73. Abgeordneter 
Löffler 
(SPD) 


74. Abgeordneter 

Kater 


(SPD) 


75. Abgeordneter 

Kater 


(SPD) 


76. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


77. Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


78. Abgeordneter 
Bremer 


(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen hat nach Ansicht der 
Bundesregierung die vom Bundestag beschlos- 
sene Kindergeldreform für die Landwirte? 

Kann die Bundesregierung Berichte bestätigen, 
wonach Untersuchungen der vergangenen 
Jahre ergeben haben sollen, daß besonders 
Milch und Butter Mengen von Hexachlorbenzol 
(HCB) aufweisen, die in bestimmten Molkerei- 
einzugsgebieten über dem zulässigen Höchst- 
wert liegen? 

In welchen Molkereieinzugsgebieten, mit wel- 
chen Ergebnissen und mit welchen Konsequen- 
zen sind Überschreitungen der zulässigen 
Höchstwerte von HCB in Milch und Butter 
festgestellt worden? 

Unter Bezug auf die Beantwortung der Kleinen 
Anfrage betr. Vermehrung und Verbesserung 
der Erziehungsberatungsstellen (Drucksachen 
7/329 und 7/436) frage ich, mit welchem Ergeb- 
nis das Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit im Benehmen mit den obersten 
Jugendbehörden der Länder und der Bundes- 
konferenz für Erziehungsberatung die Frage 
der Errichtung eines zentralen Fortbildungs- 
instituts für Mitarbeiter im Bereich der Erzie- 
hungsberatung geprüft hat? 

Ist die Bundesregierung bereit, allen Eltern 
ohne Ausnahme, soweit sie als Aussiedler zu 
uns gekommen sind, für drei Jahre die Ver- 
pflichtung abzunehmen, für ihre Kinder in 
Internatsschulen aufkommen zu müssen, nach- 
dem bekannt geworden ‘ist, daß elf Prozent 
dieser mit Nichts hier anfangenden Eltern zu 
finanziellen Leistungen verpflichtet worden 
sind und Kinder deswegen nicht in die Förder- 
schulen geschickt werden, weil die Eltern be- 
fürchten müssen, trotz der eigenen Ausnahme- 
situation nicht unbeträchtliche Beträge zahlen 
zu müssen? 

Ist der Bundesregierung das nach einer Mel- 
dung der FAZ vom 10. Juni 1974 kürzlich er- 
gangene Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
(Az.: V C 27/73) bekannt, wonach ein soge- 
nannter Nothelfer die ihm entstandenen Auf- 
wendungen nur unter den Voraussetzungen 
des Sozialhilfegesetzes erstattet erhält, und 
teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die damit umschriebene derzeitige Rechtslage 
insoweit unbefriedigend ist und einer gesetz- 
lichen Verbesserung bedarf? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


79. Abgeordneter 
Schulte 
(Schwäbisch 
Gmünd) 
(CDU/CSU) 


80. Abgeordneter 
Schulte 
(Schwäbisch 
Gmünd) 
(CDU/CSU) 

81. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


82. Abgeordneter 
Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


83. Abgeordneter 
Schinzel 


(SPD) 


84. Abgeordneter 
Schinzel 


(SPD) 


Hält es die Bundesregierung im Interesse der 
Autofahrer für notwendig, daß mit dem Beginn 
des Urlaubsreiseverkehrs auf unseren Auto- 
bahnen dem Unwesen der sogenannten wilden 
Abschlepper mit schärferen Maßnahmen ent- 
gegengetreten wird? 

Wenn ja, welche kurzfristigen Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, im Zusammenwir- 
ken mit den Bundesländern, gegen die miß- 
bräuchlichen Praktiken der sogenannten wil- 
den Abschlepper vorzugehen? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Zusammen- 
wirken mit den Bundesländern auf längere 
Sicht Maßnahmen vorzubereiten, die geeignet 
sind, die mißbräuchlichen Praktiken der wilden 
Abschlepper endgültig zu unterbinden, und ist 
der Bundesregierung bekannt, ob in anderen 
europäischen Ländern in dieser Frage bereits 
wirksame Regelungen gefunden werden konn- 
ten? 

Bis wann ist mit der Einführung der automati- 
schen Kupplung bei der Deutschen Bundesbahn 
und den europäischen Eisenbahnen zu rech- 
nen, nachdem dieser Modernisierungsmaßnah- 
me keine technischen Schwierigkeiten mehr 
im Wege stehen und dabei neben der Beseiti- 
gung von Gefahrenquellen eine erhebliche 
Verbesserung der Wirtschaftlichkeit der Bah- 
nen zu erwarten ist? 

Hält die Bundesregierung die Tatsache, daß 
von der Deutschen Lufthansa AG Passagier- 
und Frachtabkommen mit der südrhodesischen 
Fluggesellschaft Air Rhodesia unterhalten 
werden, für vereinbar mit den UN-Sicherheits- 
ratsresolutionen 253 (1968) und 333 (1973) so- 
wie mit den zuletzt im Bundesanzeiger Nr. 187 
vom 4. Oktober 1973 veröffentlichten Bestim- 
mungen des Außenwirtschaftsgesetzes und der 
Außenwirtschaftsverordnung, die „ein voll- 
ständiges Wirtschaftsembargo" gegen Süd- 
rhodesien zum Ziel haben? 

Wird die Bundesregierung dafür sorgen, daß 
die von der Deutschen Lufthansa AG ausge- 
schriebenen Gruppenreisen „African Holiday" 
nach Südrhodesien einschließlich der in diesen 
Programmen enthaltenen Teilstrecken auf Air 
Rhodesia ab sofort unterbleiben und daß ähn- 
liche Gruppen- oder IT-Reisen, die das Gebiet 
Südrhodesiens berühren, auch von anderen 
Veranstaltern in der Bundesrepublik Deutsch- 
land nicht mehr verkauft werden dürfen? 
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85. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die zeit- 
weise Behinderung des Transitverkehrs nach 
Berlin durch DDR-Behörden, die dadurch auf- 
trat, daß die Posten an der Übergangsstelle 
Herleshausen-Wartha den Fahrern von Kraft- 
fahrzeugen aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land die Durchfahrt verweigerten, wenn sie 
kein D-Schild am Wagen angebracht hatten? 


86. Abgeordneter 
Büchner 
(Speyer) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, beim Paket- 
versand dem Absender die Zahlung der Zu- 
stellgebühren zu ermöglichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


87. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 
(SPD) 


Ist die Bundesrepublik Deutschland bereit, im 
Sinne der Entschließung 563 der Beratenden 
Versammlung des Europarats, Portugal Wirt- 
schaftshilfe zu gewähren, sofern in diesem 
Land ungelöste Wirtschaftsprobleme eine di- 
rekte Bedrohung der neuerrungenen Freiheit 
darstellen könnten? 


88. Abgeordneter 

Dr. Köhler 

(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Haben die Bemühungen der Bundesregierung 
dazu beigetragen, daß sich der Anteil deut- 
scher Consulting-Firmen an Weltbankprojek- 
ten von im Jahr 1972/1973 (2,03°/o) verbessert 
hat? 


89. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß deutsche Consulting-Firmen 
an zeitlich befristeten Verträgen der Weltbank 
1973 mit nur 0,69% gegenüber den USA mit 
39,4% und dem United Kingdom mit 17,7% 
beteiligt waren, und daß die ca. 300 Namen 
umfassende Anschriftenliste der Weltbank die 
Namen von nur etwa drei bis fünf deutschen 
Einzelexperten aufführt? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Wie ist die Bemerkung des Bundeskanzlers 

Höcherl zu verstehen, der dem Bundesminister für 

(CDU/CSU) Ernährung, Landwirtschaft und Forsten gesagt 

hat: „Er will haben, daß Ertl ein konstruktives 
Glied seiner Kabinettsrunde ist und ein er- 
folgreicher Agrarminister wird"? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


2. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Entsprechen die Feststellungen des amtlich 
autorisierten Sprechers von Radio Moskau, 
W. Sacharow, vom 20. März 1974 „Auf der 
KSZE geht es darum, für alle Teilnehmerstaa- 
ten völkerrechtlich verbindliche Prinzipien für 
gegenseitige Beziehungen zu beschließen, und 
das bedeutet eben, Fragen, nicht offen zu las- 
sen, die nach allen Erfahrungen der europäi- 
schen Geschichte nicht offengelassen werden 
dürfen" sowie „Nun gilt es, das, was bilateral 
zum Bestandteil europäischer Politik geworden 
ist, zum geltenden Völkerrecht auch auf der 
gesamteuropäischen Konferenz zu erheben . . . 
Damit (d. h. mit dem westlichen Standpunkt 
in der Frage der Unverletzlichkeit der Gren- 
zen) wird es aber klar, daß einige Länder des 
Gemeinsamen Marktes kleineuropäische 
Grundsätze verabschiedet sehen möchten, nicht 
aber die Bekräftigung der völkerrechtlichen 
Beziehungen, die z. B. das Fundament der 
Vertragswerke der Bundesrepublik Deutsch- 
land mit den Staaten der sozialistischen Ge- 
meinschaft ausmachen" der bisherigen Ver- 
handlungslinie der sowjetischen Delegation auf 
der KSZE (derzeitige Phase), und was ist zu 
verstehen unter „Fragen, die nicht offen ge- 
lassen werden dürfen" sowie unter „Funda- 
ment der Veitragswerke der Bundesrepublik 
Deutschland mit den Staaten der sozialisti- 
schen Gemeinschaft"? 


3. Abgeordneter 

Dr. Mertes 

(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung auch während der 
KSZE an ihrer während der parlamentarischen 
Beratung des Moskauer Vertrages wieder- 
holt gegebenen, in der Gemeinsamen Ent- 
schließung vom 17. Mai 1972 bestätigten Ver- 
sicherung fest, daß „Unverletzlichkeit der 
Grenzen" und der Verzicht auf das „Antasten 
der gegenwärtigen Grenzen" lediglich einen 
Gewaltverzicht bedeuten, nicht hingegen Ver- 
zicht auf das Streben nach friedlicher Über- 
windung der innerdeutschen Grenzlinie; daß 
die „uneingeschränkte Achtung der territoria- 
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len Integrität aller Staaten" eine weitere Be- 
kräftigung dieses Gewaltverzichts darstellt; 
daß ihre Verpflichtung gegenüber der UdSSR, 
„keine Gebietsansprüche gegen irgend jemand 
zu haben und solche in Zukunft auch nicht zu 
erheben" der friedlichen Geltendmachung des 
Selbstbestimmungs- und Wiedervereinigungs- 
rechts des deutschen Volkes nicht entgegen- 
steht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


4. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


5. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


6. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 
(SPD) 


7. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 
(SPD) 


8. Abgeordneter 

Biechele 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund 
einer eingehenden und umfassenden Unter- 
suchung die bereits in der Öffentlichkeit er- 
örterten und vom Bundesrechnungshof eben- 
falls festgestellten Mißstände sowie weitere 
Veruntreuungsvorgänge aus dem Jahr 1972 
bei der Sterbekasse und der Kantine des 
Statistischen Bundesamts vollständig aufzu- 
klären? 

Hält die Bundesregierung es für gerechtfertigt, 
daß von dem für die Bediensteten sicherge- 
stellten Betrag von ca. 70 000 DM die Prozeß- 
kosten in Höhe von ca. 30 000 DM, die aus 
den von der Bundesrepublik Deutschland im 
Namen der geschädigten Amtsangehörigen ge- 
führten Prozessen resultieren, zu Lasten der 
geschädigten Amtsangehörigen abgezogen 
wurden, und ist sie nicht auch der Meinung, 
daß der Dienstherr auf Grund seiner Fürsorge- 
pflicht unter Aufklärung der geschädigten 
Amtsangehörigen zur Prozeßführung verpflich- 
tet gewesen wäre? 

Teilt die Bundesregierung die von der EG- 
Kommission vertretene Auffassung, wonach 
die von Asbest, insbesondere durch den Ab- 
rieb desselben von Bremsbelägen an Kraft- 
fahrzeugen, ausgehenden Gesundheitsgefähr- 
dungen die Vergabe von Forschungsaufträgen 
dringend geboten erscheinen lassen? 

Flat die Bundesregierung wegen der unbe- 
strittenen krebsfördernden Wirkung von As- 
best in der Vergangenheit Untersuchungen 
veranlaßt, gezielte Forschungsaufträge ver- 
geben, und ist sie bereit, ihren Einfluß geltend 
zu machen, damit auch auf der Gemeinschafts- 
ebene umfassende Studien in die Wege ge- 
leitet werden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Unter- 
nehmen „Abfallbörse" im Sinne eines ver- 
stärkten Umweltschutzes, dem sich 64 Indu- 
strie- und Handelskammern angeschlossen 
haben und die zum 1. Juli 1974 anlaufen soll, 
mit der ein Großteil der Industrieabfälle wei- 
terverwertet oder aufgearbeitet werden soll, 
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9. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


11. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 
Seibert 


(SPD) 


13. Abgeordneter 
Engholm 
(SPD) 


14. Abgeordneter 

Engholm 

(SPD) 


15. Abgeordneter 
Dr. Sperling 
(SPD) 


und erlauben die bisherigen Erfahrungen der 
„VCI-Abfallbörse", der „Abfallbörse" des 
Verbands der Chemischen Industrie (VCI) in 
Frankfurt, die seit Anfang 1973 besteht, ein 
positives Urteil solcher Einrichtungen im Sinne 
einer begrüßenswerten Verstärkung des Um- 
weltschutzes? 

Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
solche „Abfallbörsen" für den Bereich der 
bundeseigenen Unternehmen einzurichten oder 
zu veranlassen, daß sich diese Unternehmen 
bestehenden „Abfallbörsen" anschließen? 

Wann wird die Bundesregierung den vom 
Bundesrat am 10. Mai 1974 im ersten Durch- 
gang behandelten Entwurf eines Achtund- 
zwanzigsten Gesetzes zur Änderung des La- 
stenausgleichsgesetzes (Bundesrats-Drucksache 
210/74) dem Bundestag zuleiten? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
eine alsbaldige Auszahlung der nach dieser 
Lastenausgleichsnovelle vorgesehenen zusätz- 
lichen Leistungen angesichts des späten Zeit- 
punkts der Zuerkennung dieser Ansprüche 
und unter Berücksichtigung der anhaltenden 
Inflationsentwicklung dringend geboten ist, 
und welchen Termin hat sie für den Beginn 
dieser Zahlungen ins Auge gefaßt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die vom 
Deutschen Industrie- und Handelstag initiierte 
Errichtung einer Vermittlungsstelle für wie- 
derverwendungsfähige Stoffe (sogenannte Ab- 
fallbörse)? 

Welche Kriterien sind für Behörden der Bun- 
desrepublik Deutschland maßgebend, um einen 
Antrag für die Anerkennung als Asylberech- 
tigter zu entscheiden? 

Welche Umstände müssen vorliegen, um die 
strafrechtliche Verfolgung wegen Kriegsdienst- 
verweigerung in einem mit der Bundesrepu- 
blik Deutschland verbündeten Staat als poli- 
tische Verfolgung im Sinne des Artikels 16 GG 
anzuerkennen und einem wegen Kriegsdienst- 
verweigerung in seinem Heimatland Verfolg- 
ten politisches Asyl in der Bundesrepublik 
Deutschland zu gewähren? 

Wie viele Asylgesuche von — wegen Kriegs- 
dienstverweigerung — in ihren Heimatländern 
Verfolgten sind seit 1969 von der Bundesregie- 
rung positiv, wie viele negativ entschieden 
worden, wie viele Kriegsdienstverweigerer 
aus mit der Bundesrepublik Deutschland ver- 
bündeten Staaten haben seit 1969 in der Bun- 
desrepublik Deutschland politisches Asyl ge- 
funden und wie viele davon kamen aus den 
kriegführenden NATO-Staaten, Amerika und 
Portugal? 
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16. Abgeordneter 
Dr. Sperling 

(SPD) 


Wird Kriegsdienstverweigerung in einem mit 
der Bundesrepublik Deutschland verbündeten 
Staat von der Bundesregierung anders gewer- 
tet, als die in Staaten außerhalb des NATO- 
Bündnisses, und wie unterscheidet sich die 
diesbezügliche Asylgewährungspraxis der 
Bundesregierung von der in anderen NATO- 
Staaten, z. B. Kanada? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


17. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Auf Grund welcher völkerrechtlich verbind- 
licher Vertragsbestimmungen, Vorschriften 
und Paragraphen behauptet die Bundesregie- 
rung, daß der innerstädtische Standort für das 
künftige Europäische Patentamt in München 
unbedingt an der Erhardstraße gelegen sein 
müsse, und welche Vertragsbestimmungen, 
Vorschriften und Paragraphen widersprechen 
der Absicht, das Europäische Patentamt an 
einem anderen gleichwertigen innerstädti- 
schen Standort unterzubringen als an der 
Erhardstraße? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


18. Abgeordneter 
Pieroth 
(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 
Pieroth 
(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 
RÖhner 


(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für zwingend 
erforderlich, daß zum Schutze einer 1,8 m bis 
2 m tief in der Erde liegenden Nato-Treib- 
stoff-Fernleitung Zweibrücken — Mainz — Asch- 
affenburg im Bereich der Gemarkung Fürfeld/ 
Landkreis Bad Kreuznach, die durch Wein- 
bergsgelände führt, im Bereich des festgelegten 
4 m breiten Schutzstreifens keine Rebstöcke 
mehr gepflanzt werden dürfen? 

Ist die Bundesregierung mit mir gegebenen- 
falls der Ansicht, daß eine einmalige Ent- 
schädigung von 0,10 DM pro Quadratmeter 
für die Eintragung einer persönlichen Dienst- 
barkeit für die in Anspruch genommene 
Schutzstreifenfläche in Anbetracht des großen 
Verlustes für die betroffenen Winzer eine zu 
niedrige Entschädigung darstellt? 

Trifft es zu, daß an die Herstellung von Wein- 
brand in der „DDR" weniger strenge Quali- 
tätsmaßstäbe angelegt werden als in der Bun- 
desrepublik Deutschland, und wird die Bun- 
desregierung dafür sorgen, daß diese Erzeug- 
nisse, wenn sie in der Bundesrepublik Deutsch- 
land als „Weinbrand" vertrieben werden, den 
gleichen scharfen Qualitätsforderungen unter- 
worfen werden wie der in der Bundesrepublik 
Deutschland hergestellte Weinbrand? 


20 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2268 


21. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 

22. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


In welchem Umfang wurden im Jahr 1973 
innerhalb der Stadt München bundeseigene 
Grundstücke verbilligt veräußert (vgl. Druck- 
sache 7/1706)? 

Welche steuerlichen Möglichkeiten bestehen 
bisher, Investitionen, die der Sicherung der 
Energieversorgung dienen, zu erleichtern, und 
welche zusätzlichen Maßnahmen (z. B. Son- 
derabschreibung bei derartigen Investitionen) 
sind ins Auge gefaßt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Höhe 
der in den nächsten Jahrzehnten aufzubrin- 
genden Finanzmittel für Investitionen der 
Energieforschung und Energieversorgung, und 
welche Finanzierungsvorstellungen hat sie 
dabei? 


Geschäftsbereich des Bundesministeis für Wirtschaft 


24. Abgeordneter 
Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die dringend erforderliche Beschleunigung des 
Genehmigungsverfahrens für großtechnische 
Anlagen zu erreichen und damit die deutsche 
Industrie vor erheblichen Wettbewerbsnach- 
teilen gegenüber ihrer ausländischen Konkur- 
renz zu schützen? 


25. Abgeordneter Wie können Verzögerungen beim Ausbau der 
Pfeffermann Energieversorgungsanlagen, die sich jetzt be- 

(CDU/CSU) reits gravierend auswirken, aufgeholt und in 

Zukunft vermieden werden? 


26. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Provisionssatz für Tank- 
stelleninhaber und Tankstellenpächter seit 
1955 unverändert geblieben ist und wenn ja, 
welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den Tankstelleninhabern und Tankstel- 
lenpächtern einen die zwischenzeitlich einge- 
tretenen Kostensteigerungen Rechnung tra- 
genden Provisionssatz zu verschaffen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


27. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Wie ist die Besitzstruktur der neun zur Raps- 
verarbeitung eingerichteten Ölmühlen, und 
wie hoch ist der prozentuale Anteil des am 
stärksten an der Rapsverarbeitung beteiligten 
Einzel Unternehmens? 


28. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt sich die Bundesregierung den 
Preisverfall bei Magermilchpulver in der Bun- 
desrepublik Deutschland? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


29. Abgeordneter 
Dr. Enders 


(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Zahl der den 
Kliniken für erkrankte oder verunglückte aus- 
ländische Arbeitskräfte zur Verfügung ste- 
henden Dolmetscher für ausreichend, um 
schnell genaue Angaben für die Diagnose und 
die Behandlung der Patienten zu erhalten, und 
ist die Bundesregierung bereit, die bisher 
meist freiwillige und ehrenamtliche Dolmet- 
scherhilfe für ausländische Patienten in Klini- 
ken als gesetzlichen Anspruch, wie die übrige 
Krankenbehandlung, festzulegen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


30. Abgeordneter 
Büchner 
(Speyer) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die räum- 
lichen Gegebenheiten und die damit seit Jah- 
ren für die Beschäftigten bestehenden Arbeits- 
bedingungen beim Kreiswehrersatzamt in 
Neustadt/ Weinstraße? 


31. Abgeordneter 
Büchner 
(Speyer) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung ihre Ankündigung 
aufrechterhalten, daß mit dem Neubau des 
Kreis wehrersatzamts Neustadt/Weinstraße 
noch im Jahr 1974 begonnen wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


32. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung darauf hinwirken, 
daß die Deutsche Bundesbahn als Standort 
für einen Rangierbahnhof in München das 
Gelände des derzeitigen Flughafens Riem und 
des Truppenübungsplatzes Hochbrück/Frött- 
maninger Heide anstelle des derzeit vorge- 
sehenen Standorts Allach/Lerchenau (vgl. Süd- 
deutsche Zeitung 8./9. Juni 1974 Seite 17) in 
eine ernsthafte Prüfung einbezieht? 


33. Abgeordneter 
Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 
den in Niedersachsen geltenden Richtlinien 
die Prüfung der körperlichen und geistigen 
Eignung von Fahrerlaubnisbewerbern und -in- 
habern, wie die durch RdErl. d. Nds. MfWuoA 
vom 9. März 1971, Nds. MBL Nr. S. 

357 ff., verfügt wurden, Führerscheinbewer- 
bern, die nach einem augenfachärztlichen Gut- 
achten über eine unkorrigierbar geminderte 
Sehleistung auf einem Auge von 0,3 und weni- 
ger verfügen und für die in dem vorliegenden 
augenfachärzlichen Gutachten eine Höchstge- 
schwindigkeitsbegrenzung auf 100 km/h atte- 
stiert wird, sich trotzdem auf Grund entspre- 
chender Verfügungen der unteren Verwal- 
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34. Abgeordneter 
Nordlohne 


(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 

Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


tungsbehörde nach § 12 der Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung einer umfassenden Eig- 
nungsuntersuchung bei einer medizinisch- 
psychologischen Untersuchungsstelle (MPU) 
unterziehen müssen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 
diesen Richtlinien Führerscheinbewerber mit 
einer geminderten Sehleistung sich damit einer 
ähnlichen Eignungsuntersuchung unterziehen 
müssen, wie sie für Führerscheinbewerber mit 
epileptischen Anfällen, mit Hirn- oder Nerven- 
erkrankungen, mit früheren oder bestehenden 
Geisteskrankheiten sowie von Personen ge- 
fordert wird, die entmündigt, unzurechnungs- 
fähig, rauschgift- oder alkoholsüchtig sind oder 
unter Pflegschaft wegen geistiger Gebrechen 
stehen? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach mit dem 
Bau der B 27 (neu) von Schlaitorf bis Tübingen 
erst nach 1975 sowie mit dem Bau der B 27 
zwischen Tübingen und Dotternhausen (aus- 
genommen der Umgehung Hechingen), dem 
Bau der B 28 im Ermstal und mit dem Bau der 
B313 als Zubringer von Reutlingen zur B 27 
(neu) erst nach 1980 begonnen werden kann? 

Wie vereinbart die Bundesregierung die von 
ihr erhobene Forderung nach Qualität des 
Lebens mit dem geplanten Bau der Schnell- 
bahntrasse Mannheim — Stuttgart, durch wel- 
che der von Umweltschäden ohnehin bereits 
schwer beeinträchtigten Stadt Mannheim 
(niedrigster Waldanteil aller baden-württem- 
bergischen Städte) ein weiterer Verlust an 
Wald und Naherholungsgebiet droht und 
durch welche außerdem eine zusätzliche 
Lärmbelästigung eines dicht besiedelten 
Wohngebietes mit ca. 80 000 Einwohnern ein- 
tritt? 

Welche Maßnahmen gedenkt man gegen die 
durch den geplanten Bau der Schnellbahn- 
trasse hervorgerufenen Gefährdung der 
Grundwasserströme und der Wasserversor- 
gung der Stadt Mannheim und der anliegen- 
den Gemeinden zu unternehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


38. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß das Bundesministerium für 
Forschung und Technologie den Staaten der 
europäischen Weltraumkonferenz einen Un- 
terabteilungsleiter als Generalsekretär der 
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Europäischen Weltraumbehörde (ESA) vorge- 
schlagen hat, daß von französischer Seite 
ebenfalls ein Kandidat vorgeschlagen wurde, 
und welche Gründe waren für die Nominie- 
rung des deutschen Kandidaten maßgebend? 


39. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Walz 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der vorgeschlagene deutsche 
Kandidat für den Posten des Generalsekretärs 
der Europäischen Weltraumbehörde (ESA) von 
französischer Seite bisher nicht akzeptiert 
wurde und daß deshalb die Bundesregierung 
erwägt, sich an der weiteren Finanzierung der 
Raketenbasis in Kourou (Französisch Guayana) 
zu beteiligen, damit der deutsche Kandidat 
von französischer Seite akzeptiert wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


40. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


Inwieweit ist die Bundesregierung bereit, die 
von ihr als vorrangig bezeichnete Förderung 
von überbetrieblichen Ausbildungsstätten in 
wirtschaftsschwachen Gebieten auch dann zu 
gewähren, wenn solche’ Ausbildungsstätten 
nicht unmittelbar an eine Berufsschule zu 
koppeln sind, jedoch die Entfernungen zum 
nächsten Berufsbildungszentrum für die Aus- 
zubildenden unzumutbar sind? 


41. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


Inwieweit ist die Bundesregierung bereit, die 
Schaffung einer überbetrieblichen Ausbil- 
dungsstätte in der Kreisstadt Altenkirchen/ 
Ww. zu unterstützen, obwohl eine Anbindung 
an eine Berufsschule nicht gegeben, anderer- 
seits jedoch eine Verbindung mit der koope- 
rativen Gesamtschule denkbar wäre? 


42. Abgeordneter 
Tönjes 
(SPD) 


Warum werden die Bemühungen um Baura- 
tionalisierung (über die Festlegung von Richt- 
werten hinaus) nicht auch beim Flochschulbau 
verstärkt, angesichts der Tatsache, daß dort 
das Bauvolumen erheblich größer ist als beim 
Studentenwohnraumbau, und was hat insbe- 
sondere die angekündigte Prüfung der Über- 
tragbarkeit von Rationalisierungserfolgen 
beim Studentenwohnraumbau auf den Hoch- 
schulbau ergeben? 


43. Abgeordneter 
Tönjes 
(SPD) 


Welche finanziellen und personellen Ressour- 
cen stehen zur Durchführung von Rationalisie- 
rungsmaßnahmen beim Hochschulbau zur Ver- 
fügung, bei welchem Titel sind sie im Haus- 
haltsplan veranschlagt, und wie haben sie sich 
in ihrer Höhe seit 1971 entwickelt? 


Bonn, den 14. Juni 1974 
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